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Mit dem Siebten Familienbericht ist die Familien-
politik in der Mitte der Gesellschaft angekommen.
Familienpolitik ist heute nicht mehr nur für Spezia-
listen zugänglich und interessant. Auf der politi-
schen Agenda ist sie weit nach oben gerückt, und in
der Wissenschaft ist sie zu einem Kernthema der
vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung gewor-
den.
Der Siebte Familienbericht kann deshalb auf breite
Aufmerksamkeit rechnen. Er stellt sich dieser Auf-
merksamkeit mit vollem Selbstbewusstsein. Er skiz-
ziert die zentralen gesellschaftlichen Strukturbrü-
che, denen sich Familien heute gegenüber sehen –
Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungs-
und Wissensgesellschaft, Globalisierung der Märkte,
Rückgang der Fertilität und Altern der Bevölkerung,
Individualisierung und Wandel der Geschlechterver-
hältnisse – und greift sie handlungstheoretisch-kons-
truktivistisch auf (Familie als „alltägliche Her-
stellungsleistung“). Im Unterschied zu manchen
früheren Exemplaren der Gattung „Berichterstat-
tung“ beschränkt er sich nicht auf die Binnenper-
spektive, sondern reiht Deutschland voll in den eu-
ropäischen Vergleich ein. Dass dabei eher die
fortgeschrittenen Länder – Skandinavien, Frank-
reich, Niederlande, Großbritannien – zum Ver-
gleich herbeizitiert werden als die traditionsbelaste-
ten südeuropäischen mit ihrer besonders niedrigen
Fertilität, mag der Dringlichkeit geschuldet sein,
mit der den Deutschen die notwendigen Verände-
rungen angemahnt werden.
Die Heraushebung Großbritanniens deutet auf eine
weitere (latente) Grundoption des Familienberichts
hin: Er folgt in vielem der Rhetorik des „Dritten
Weges“. Dazu gehört die Umstellung der Sozial-
staatsziele von Reparation auf Prävention und Stär-
kung von Eigenverantwortung. Es geht um eine in-
vestive Sozialpolitik, die auch dem Gegenstand
angemessen ist: Familien selber sind „Investoren“
in den sozialen Nahraum und in die gesellschaftli-
che Zukunft, die umworben und gestärkt werden
müssen.
Dies alles macht den Familienbericht zu einer leb-
haften, streckenweise spannenden Lektüre, mit ei-
ner Fülle von überraschenden Schlaglichtern, far-
bigen Metaphern und pointierten Folgerungen.
Man spürt, hier sind Wissenschaftler/innen mit in-
tellektueller Beweglichkeit und Lust an der Zuspit-
zung am Werk. Natürlich wird jeder fachkundige
Leser einiges vermissen, was ihm in seinem Gebiet
wichtig und vielleicht sogar unentbehrlich ist. Mei-
ne entsprechenden Vorlieben mache ich in den fol-
genden Ausführungen kenntlich. Man kann sich
auch etwas mehr redaktionelle Sorgfalt wünschen
(etwa in der Erläuterung der Graphiken und Tabel-
len und in den Literaturangaben). Vor allem schei-
nen mir manche Daten etwas fraglich und die da-
rauf aufgebauten Konstruktionen allzu kühn. Ein
Beispiel ist der – an sich lobenswerte – Versuch, die
Daten auf die regionale Ebene herunterzubrechen,
so etwa in der Anhangtabelle A.V.1, in der die Total
Fertility Rate für die Jahre 1991 und 2002 auf
Kreisebene ausgewiesen wird. Abgesehen von der
Problematik der Periodenwerte (gegenüber den ei-
gentlich interessierenden Kohortenwerten), die bei
kleineren Einheiten noch stärker durchschlägt als
für die Bundesrepublik als ganze, ist hier auch die
Beschränkung auf zwei einzelne Jahre kritisch.
Nicht umsonst werden bei der Darstellung der TFR
auf Bundesebene gewöhnlich gleitende Durch-
schnitte über zwei oder drei Jahre gerechnet; auf
Kreisebene dürften die Werte für die Einzeljahre
noch wesentlich stärker durch kontingente Ereig-
nisse verfärbt sein.
Der Familienbericht ist Teil einer umfassenden –
von der Bundesregierung organisierten und formell
an den Bundestag gerichteten – Berichterstattung
über die Lebenslage der Bevölkerung in Deutsch-
land und den Erfolg oder Misserfolg der darauf
gerichteten Politiken. Dazu zählen weitere themati-
sche Berichte aus demselben Ministerium (Altenbe-
richt, Kinder- und Jugendbericht) und aus andern
Ministerien (z. B. der Armuts- und Reichtums-
bericht des BMGS). Man könnte sich vorstellen,
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diese Berichterstattung stärker zusammenzuführen,
als es bisher geschehen ist. Die Berichte nehmen
zum Teil aufeinander Bezug (so der Familienbericht
auf den Altenbericht), allerdings nicht zwecks Aus-
einandersetzung, sondern zwecks Arbeitsteilung,
nämlich um sich von der Pflicht zur Behandlung be-
stimmter Themen zu entlasten. Die vergleichende
Diskussion bleibt der wissenschaftlichen und öf-
fentlichen Kritik vorbehalten. Dies soll im Ansatz
hier versucht werden, wenn auch beschränkt auf
den Vergleich mit dem Fünften Altenbericht
(BMFSFJ 2006).
Mit seinem Titel „Familie zwischen Flexibilität und
Verlässlichkeit“ spannt der Familienbericht ein Be-
griffspaar auf, das sich auf die zentralen gesell-
schaftlichen Umbrüche vor allem auf dem Arbeits-
markt und in der Bevölkerungsstruktur bezieht.
Das Begriffspaar könnte als sich ausschließender
Gegensatz verstanden werden. Der Familienbericht
will jedoch den Weg zu einer nachhaltigen Verein-
barkeit der beiden Begriffe aufzeigen. Dabei ist er
von einem starken Optimismus über die positiven
Potentiale der gesellschaftlichen Umbrüche geleitet.
Risiken, Zwänge, Friktionen und Ambivalenzen
werden an vielen Stellen benannt, aber es dominiert
doch die Einschätzung, dass die Chancen der Ver-
änderung die Risiken weit überwiegen und die Ver-
änderung deshalb zu unterstützen und voranzutrei-
ben ist.
Dies wird vor allem in der Lebenslaufdimension
deutlich, die der Familienbericht mit seinem Unter-
titel „Perspektiven für eine lebenslaufbezogene Fa-
milienpolitik“ zu Recht ins Zentrum stellt. Die Zu-
kunftsszenarien am Schluss greifen dies wieder auf:
„nachhaltige Familienpolitik“ wird als „Lebens-
lauf- und Zeitpolitik“ charakterisiert. Die Ausfüh-
rungen zur Umorganisation der Alltagszeit leuchten
mir dabei eher ein als diejenigen zur Lebenslauf-
politik – hier ist die Veränderungsrhetorik zu atem-
los.
Im Vorwort wird das Leitmotiv angeschlagen: „Ei-
ne der größten und positivsten neuen Herausforde-
rungen in der Entwicklung von familialen Bezie-
hungen ist die Änderung der Lebensläufe“ (2). In
der Kritik steht vor allem die industriegesellschaftli-
che Dreiteilung der Lebensläufe in eine Lernphase,
eine Arbeits- und Familienphase und eine Ruhe-
standsphase. „Diese Zeitstrukturen der Industriege-
sellschaft haben nach Auffassung der Kommission
keine Zukunft mehr“ (2).
An die Stelle dieser Zeitstrukturen rückt der Famili-
enbericht ein „Optionszeitenmodell“, mit dem frei
gewählte Unterbrechungen der Erwerbsarbeit zu-
gunsten von Zeiten für Fürsorge/Care oder Bildung
(und auch Freizeit) möglich werden sollen. Die
Überlegungen und institutionellen Beispiele dazu
sind im Einzelnen bedenkenswert, aber der Grund-
ansatz wird überzogen.
Ein prominentes Beispiel ist das einkommensabhän-
gige Elterngeld. Der Familienbericht räumt ein,
dass mit ihm ein Problem verbunden sein könnte,
nämlich die Unterbrechung der Logik einer kon-
tinuierlichen Erwerbsbiographie (die nach wie vor
hauptsächlich die Frauen betrifft). Das Problem ist
im politischen Kompromiss der Aufstockung um
zwei Monate nur für den jeweils anderen (also
meist den männlichen) Partner kleingearbeitet wor-
den. Der Familienbericht geht jedoch mit diesem,
vor allem von feministischer Seite kritisch beleuch-
teten Problem anders, nämlich offensiv um: Er sieht
in solchen Unterbrechungen den notwendigen und
begrüßenswerten Anfang zur neuen Buntheit der
Lebensläufe (289).
Diese Buntheit soll auch den Ruhestand erfassen,
indem das Optionszeitenmodell über 65 hinaus
Verwendung findet. „Damit könnten auch noch
67-Jährige oder 68-Jährige einer produktiven Ar-
beit einschließlich der Erwerbsarbeit nachgehen,
aber nicht einfach durch eine Verlängerung des ein-
mal erlernten Berufes vom 25. bis zum 70. Lebens-
jahr, sondern durch den Wechsel zwischen verschie-
denen Berufen auf der Basis neuer Qualifikationen,
durch den Wechsel zwischen Erwerbsarbeit und
Fürsorge sowie durch den Wechsel zwischen Er-
werbsarbeit und notwendigen Erholungsphasen“
(289). Auch der Altenbericht argumentiert in diese
Richtung, wenn er es als oberstes Ziel bezeichnet,
„die in der Vergangenheit praktizierte vorzeitige
,Freisetzung des Alters aus der Arbeitswelt‘ zu über-
winden“ (BMFSFJ 2006: 92). Dazu sind allerdings
erst die „konkreten Beschäftigungsbedingungen“ in
den Betrieben zu schaffen, die das möglich machen.
Der Altenbericht ist also skeptischer und damit rea-
listischer. Er räumt ein, dass die von vielen geforderte
Flexibilisierung des Übergangs in den Ruhestand
„weder von den Betrieben noch von den Beschäftig-
ten in nennenswertem Ausmaß gewünscht“ wird
(ebd.: 82). Eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit
ist unumgänglich, aber ihrer Realisierung stehen gro-
ße Hindernisse entgegen.
Vielleicht ist es an der Zeit, so offensiv wie im Fa-
milienbericht auf bunte Lebensläufe zu setzen. Aber
die Utopie der Buntheit ist nicht neu, sie ist schon
seit Jahrzehnten propagiert worden, und trotz ihrer
unbestreitbaren Attraktivität ist sie immer wieder
gescheitert. Die Altersgrenze des Ruhestandes ist
ein gutes Beispiel (Kohli 2000). Es gibt viele über-
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zeugende empirische und normative Gründe dafür,
sie wegzuwünschen, und es hat nie an den entspre-
chenden Forderungen gefehlt. Aber offensichtlich
ist sie tief in Strukturbedingungen der Arbeitsmärk-
te und der sozialen Sicherungssysteme verankert,
deren Abschaffung gewichtige Nachteile mit sich
bringen würde. Dass die Präferenzen der Akteure
am Arbeitsmarkt überwiegend in die entgegen-
gesetzte Richtung gehen, ist also nicht nur einem
starren Festhalten an der Tradition geschuldet, son-
dern hängt auch mit handfesten Vor- und Nachtei-
len zusammen.
Dies führt zu einer weiteren Frage, die im Familien-
bericht etwas stiefmütterlich behandelt wird, der
Frage nämlich, wie die propagierten neuen Op-
tionszeiten durch ihnen entsprechende Formen der
sozialen Sicherung gestützt werden können (Sarace-
no 2007: 309). Konzepte wie „flexicurity“ oder
„Übergangsarbeitsmärkte“ (Schmid 2005) stellen
dafür interessante Vorschläge bereit, die aber noch
in den Anfängen stecken.
Die Nutzung von Flexibilitäten und Optionen
hängt davon ab, wem sie wie konkret eingeräumt
werden. Am Arbeitsmarkt kann Flexibilität diejeni-
ge des Arbeitnehmers oder des Arbeitgebers sein.
Die unterschiedslose Propagierung des Options-
modells durch den Familienbericht führt zum Para-
dox, dass er – obwohl er überzeugend für Politiken
zur Bekämpfung von Benachteiligung und Armut
eintritt – in seinen Forderungen zur Umstrukturie-
rung des Lebenslaufs mehr auf die Interessen der
gut Ausgebildeten und Jüngeren bezogen ist, die in
bunten Lebensläufen auf ihre Marktgängigkeit set-
zen können. Er unterschätzt die Sicherheitsbedürf-
nisse vieler und betrachtet sie als Auslaufmodell,
ohne ernsthaft nach den Möglichkeiten der Erhal-
tung von Institutionen der Sicherung zu fragen. Der
Altenbericht ist auch hier realistischer; er kon-
zediert, dass Chancen für die einen Risiken für die
andern sind. Wenn Optionen zu wirtschaftlichen
Unsicherheiten und Risiken mutieren, sind im Übri-
gen auch die Effekte auf die Entscheidung zur Part-
nerschaft und Elternschaft zu bedenken – ein The-
ma, zu dem bereits eine Reihe von Studien vorliegt
und das im Familienbericht erwähnt, aber nicht
weiter verfolgt wird.
In einem gewissen Spannungsverhältnis zur Lebens-
laufdimension steht eine andere Dimension, die für
die Gegenüberstellung mit dem Altenbericht zentral
ist, nämlich das Generationenverhältnis. Es wird im
Familienbericht nicht in gleicher Weise wie der Le-
benslauf als übergreifende Darstellungs- und Inter-
pretationsperspektive genutzt, taucht jedoch an ver-
schiedenen Stellen auf und steht insbesondere im
Abschnitt über die „Generationenbeziehungen unter
Erwachsenen“ im Mittelpunkt. Das Spannungsver-
hältnis ergibt sich aus der gegensätzlichen Akzentuie-
rung. Mit der Lebenslaufdimension wird der Akzent
auf das Individuum gelegt. Individuen stehen in ihrer
Lebensplanung vor der Aufgabe, sich zu binden, sich
mit andern abzustimmen und sich für andere zu en-
gagieren, aber sie gehen diese Aufgabe als Individuen
an. Mit der Generationendimension wird der Akzent
darauf gelegt, dass die Familienmitglieder konstitutiv
aufeinander bezogen sind. Dieser Bezug kann solida-
risch oder konflikthaft sein, aber er ist der Individua-
lisierung vorgegeben.
Rhetorisch werden beide Dimensionen seit länge-
rem zusammengeführt, vor allem im Topos der „al-
ternden Gesellschaft“ – aus der richtigen Einsicht
heraus, dass diese alle Lebensphasen und Genera-
tionen betrifft und gerade die Belange des höheren
Alters gefährdet wären, wenn sie dem rhetorischen
Gegenentwurf des Generationenkampfs anheim ge-
stellt würden. „Ein Europa für alle Altersgruppen“
lautete der Titel der Stellungnahme der EU-Kom-
mission zum Internationalen Jahr für ältere Men-
schen, das von der UNO für 1999 deklariert wurde,
mit dem Ziel, „Wohlstand und Solidarität zwischen
den Generationen“ zu sichern.
Solchen Formulierungen kann man seine Zustim-
mung kaum verwehren, sie sind aber nicht selbst-
verständlich. Dass zwischen den Generationen ein
Konflikpotential besteht und dieses sich zu einem
offenen Krieg aktualisieren könnte, wird im öffent-
lichen Diskurs immer wieder beschworen (vgl.
Kohli 2006). Manche gehen von einer säkularen
Umstellung der gesellschaftlichen Konfliktfronten
aus. Am Ende des 19. Jahrhunderts lautete die so-
ziale Frage, wie die neu entstehende Industriearbei-
terschaft gesellschaftlich zu integrieren, mit andern
Worten, wie der Klassenkonflikt zu befrieden war.
Dies gelang dadurch, dass den Industriearbeitern –
und zunehmend auch weiteren Bevölkerungsschich-
ten – ein stabiler, materiell einigermaßen gesicherter
Lebenslauf in Aussicht gestellt wurde, einschließlich
eines Ruhestandes als erwartbarer Lebensphase, fi-
nanziert über einen öffentlichen Generationenver-
trag. Am Beginn des 21. Jahrhunderts, so scheint es,
hat sich der Klassenkonflikt erledigt, und an seine
Stelle ist der Generationenkonflikt getreten (Kauf-
mann 2005). Dessen Prominenz heute ist sowohl
der Entwicklung der sozialen Sicherung selber ge-
schuldet, in deren Folge die Älteren zu den wich-
tigsten Klienten des Wohlfahrtsstaates geworden
sind, als auch der demographischen Herausforde-
rung durch sinkende Geburtenraten und steigende
Lebenserwartung.
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Eine solche Auffassung mündet oft in eine Kritik an
den Älteren. Das Grundargument ist dabei immer
ähnlich: Die Älteren hätten sich auf Kosten der
nachfolgenden Generationen unrechtmäßig berei-
chert und würden heute vom Wohlfahrtsstaat un-
verhältnismäßig begünstigt. Die deutsche Version
lautet, der Wohlstand der heutigen Rentner und
Pensionäre verursache enorme ökonomische Folge-
kosten (Arbeitslosigkeit durch zu hohe Lohnneben-
kosten, Kinderarmut, Staatsverschuldung) ebenso
wie ökologische Schäden (hemmungslose Ausbeu-
tung der Ressourcen, Umweltzerstörung) zu Lasten
der jüngeren Generationen, welche die heute Älte-
ren nie hätten tragen müssen. Letztere würden sich
derweil geruhsam in eine sozial abgefederte Kon-
sumentenrolle zurückziehen und in der Toskana
oder auf Teneriffa überwintern. Die Wohlfahrts-
bilanz über den gesamten Lebenslauf sei somit un-
gerecht zwischen den Generationen verteilt. Eine
„gierige Generation“ verbaue den Nachkommen
die Zukunft.
Dieses Grundargument beruht auf begrifflichen Un-
schärfen und steht auch empirisch auf tönernen
Füßen. Die Ergebnisse zur ökonomischen Genera-
tionenbilanzierung sind durchaus kontrovers. Nor-
mativ lässt sich immerhin rasch ein Konsens erzie-
len: „Generationengerechtigkeit“ soll heißen, dass
alle Generationen gleich behandelt werden, also die
gleichen Gewinne erzielen und Lasten tragen. „Das
Leitbild der Nachhaltigkeit und Generationensoli-
darität“, heißt es im Altenbericht, „besagt, dass die
Förderung und Verwirklichung von Potentialen des
Alters nicht zu Lasten anderer Generationen oder
späterer Geburtsjahrgänge gehen darf“ (BMFSFJ
2006: 53).
Der Altenbericht nutzt den Begriff „Generationen-
politik“ als Chiffre für die Zusammenführung aller
entsprechenden Politikfelder: Er fordert einen „in-
tegrierten ,policy mix‘ der zuständigen Teilpolitiken
(u. a. Renten-, Altersgrenzen-, Arbeitsmarkt-, Bil-
dungs-, Gesundheits-, Familienpolitik)“ (ebd.: 93).
Das ist allerdings leichter gesagt als getan. Eine In-
tegration dieser Teilpolitiken stößt sich an den ver-
teilten Zuständigkeiten: zwischen den Ministerien,
zwischen Bund, Ländern und Kommunen sowie
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteu-
ren. Umso wichtiger ist es, Generationenpolitik zu-
mindest als synthetisches Programm durchzusetzen.
Eine aufeinander bezogene Berichterstattung ist ein
wichtiger Schritt auf diesem Weg, ebenso wie die
Neuerfindung der entsprechenden Ministerien als
„Generationenministerium“ (wie in Nordrhein-
Westfalen geschehen). Beides ist zunächst „nur“
symbolische Politik ohne unmittelbaren Einfluss
auf Finanzströme und Verteilungskonflikte. Aber
auch wer sich nicht der Auffassung anschließen
mag, Politik sei ohnehin hauptsächlich ein symboli-
sches Geschäft, wird die mittelbare Wirkung einer
solchen Umstellung der Denkmuster nicht gering
schätzen.
Im Familienbericht wird „Generationenpolitik“ en-
ger verstanden (153), nämlich als Förderung von
Generationensolidarität in der Familie. Ausgepräg-
te familiale Generationenkonflikte sind zwar empi-
risch selten, aber Generationensolidarität ist den-
noch voraussetzungsreich und muss politisch
gefördert werden. Zu Recht wird hier allerdings auf
ein Problem verwiesen, das in den übrigen Teilen
des Familienberichts etwas zu kurz kommt, näm-
lich auf die Tatsache, dass über Familien soziale
Ungleichheit von den Eltern zu den Kindern trans-
portiert wird. Das ist nicht nur ein Problem der
„Chancengleichheit“ in der frühkindlichen Erzie-
hung und in der Schule, sondern bleibt über den ge-
samten gemeinsamen Lebenslauf der Generationen
hinweg virulent. Finanzielle Transfers von Eltern zu
Kindern machen sich für letztere auch noch in den
mittleren Lebensjahren in Form von Einkommens-
und Statusvorteilen bezahlt. Für Erbschaften gilt
dies ohnehin; sie fallen heutzutage zunehmend erst
nach dem 50. Lebensjahr an. Zwar sind die Befun-
de über die Ungleichheitseffekte von Erbschaften
nicht so eindeutig wie hier behauptet, aber das
Grundargument ist einleuchtend und kaum be-
streitbar: Wenn Familien gefördert werden, wird
damit auch die unterschiedliche Statusvermittlung
von Eltern an ihre Nachkommen verstärkt. Wohl-
fahrtsstaatliche Leistungen sind tendenziell univer-
salistisch, familiale Leistungen partikularistisch.
Die Verlagerung der Wohlfahrtsproduktion auf die
Familien stärkt den Partikularismus. Die gezielte
Förderung „schwacher“ Familien kann diesen Ef-
fekt vermindern, aber nicht aufheben.
Eine andere Institution, an der sich die Frage der
Generationensolidarität in der Familie praktisch
stellt, ist die rechtliche Unterhaltsverpflichtung zwi-
schen den Generationen. Sie wirkt sich etwa darin
aus, dass der Staat eine gewährte Sozialhilfe von
den Angehörigen der direkten Generationslinie (ins-
besondere Eltern und Kinder) bei entsprechender
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zurückfordern
kann. Über die empirische Verbreitung solcher
Rückforderungen ist wenig bekannt, aber die Rege-
lung ist Gegenstand einer lebhaften rechtswissen-
schaftlichen Diskussion und ist auch in der Öffent-
lichkeit stark umstritten, wie etwa bei der
Einführung von Hartz IV deutlich wurde. Deutsch-
land ist hier wesentlich stärker familialistisch orien-
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tiert als etwa die angelsächsischen Länder, in denen
bei allen Fragen der Bedarfsprüfung der Vorrang
strikt dem Individuum gilt. In den USA ist es mög-
lich, für den Fall einer zukünftigen Pflegebedürftig-
keit und Abhängigkeit von öffentlichen Leistungen
mit means testing und wealth testing durch recht-
zeitige Schenkungen z. B. an die Kinder vorzusor-
gen, wofür sich bereits der Begriff „Medicaid plan-
ning“ herausgebildet hat. Es ist schade, dass sich
der Familienbericht die Chance zur Würdigung des
Pro und Contra einer solchen über das Individuum
hinausgreifenden Solidarverpflichtung entgehen
ließ. Sie bildet ein Prisma auf den normativen Kon-
flikt zwischen Individualisierung und Solidarität
und damit auf die Grundfrage des Berichts: wie Fa-
milie unter den Bedingungen einer individualisier-
ten Gesellschaft noch nachhaltig hergestellt und ge-
lebt werden kann.
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